
Erlassjahr 2025 – 
die Chance des Jahrzehnts 
Auf dem Weg zu einem globalen Schuldenkonsens
Von Dr. Klaus Schilder 

Das politische Jahr 2025 kann entscheidende Fort-
schritte im internationalen Schuldenmanagement 
bringen. Die dafür notwendigen Weichenstellun-
gen sind vorhanden, etwa mit der Wahl einer neu-
en Bundesregierung und wichtigen globalen Re-
formkonferenzen auf multilateraler Ebene. Für den 
politischen Druck sorgt das von der katholischen 
Kirche ausgerufene „Heilige Jahr“, das christliche 
und zivilgesellschaftliche Organisationen welt-
weit zum Anlass nehmen, ein „Erlassjahr“ zu for-
dern. Mit der Kampagne „Erlassjahr 2025 – Turn 
Debt into Hope“1  setzen sich zivilgesellschaftliche 
und christliche Akteure für ein Ende der globalen 
Schuldenkrise ein.

Am 24. Dezember 2024 begann in Rom das von 
Papst Franziskus ausgerufene „Heilige Jahr“ 2025 
unter dem Motto „Pilger der Hoffnung“. Der ver-
storbene Papst forderte von den reichen und 
mächtigen Staaten nachdrücklich einen Schulden- 
erlass für „diejenigen Länder, die ihre Schulden 
niemals zurückzahlen können“. Auch in seiner 
Neujahrsansprache 2025 betonte Papst Franziskus 
die Notwendigkeit von Schuldenerlassen: „Kein 
Mensch, keine Familie, kein Volk soll von Schulden 
erdrückt werden“2. Er ermutigte die Regierenden 
der Länder christlicher Tradition, mit gutem Bei-
spiel voranzugehen und den ärmsten Ländern die 
Schulden zu erlassen oder sie so weit wie möglich 
zu reduzieren. 

Dem ehemaligen Oberhaupt der katholischen Kir-
che ging es nicht um Großmut, sondern darum, 
Gerechtigkeit für die Menschen zu schaffen und 
die hochverschuldeten Länder im Globalen Süden 
ein für alle Mal aus dem Teufelskreis steigender 
Schuldenlasten zu befreien. Denn die Vergangen-
heit zeigt, dass Schuldenrestrukturierungen in der 
Regel nicht ausreichen für eine nachhaltige wirt-
schaftliche und fiskalische Erholung der Staaten. 
Grundsätzliche Machtungleichgewichte bei der Lö-
sung von Staatsschuldenkrisen bleiben bestehen 
und machen eine sozial und wirtschaftlich nach-
haltige Lösung von Schuldenkrisen unmöglich. Und 
auch für die Prävention von Schuldenkrisen fehlt 
es bis heute an wirksamen Mechanismen. 

Politisch geht es in diesem Jahr darum, die Mit-
glieder der G7 und insbesondere die neue Bundes-
regierung zur Aufgabe politischer Blockaden und 
zum proaktiven politischen Handeln aufzufordern 
- ganz ähnlich wie mit der letzten großen Entschul-
dungskampagne 1999, bei der Millionen Menschen 
weltweit erfolgreich für einen Schuldenerlass für 
die einkommensschwächsten Länder eingetreten 
sind. Auch in Deutschland fordert die von erlass-
jahr.de und Misereor initiierte Kampagne „Erlass-
jahr 2025 – Turn Debt into Hope“3 die Politik dazu 
auf, echte strukturelle Reformen auf den Weg zu 
bringen.



Die Erwartungen an die neue Bundesregierung 
sind hoch. Denn die Schuldenkrise und ihre drama-
tischen Folgen für die Lebenschancen armer und 
marginalisierter Menschen in hochverschuldeten 
Staaten dulden kein weiteres politisches Zögern. 
Das zeigen auch die aktuellen Analysen im Schul-
denreport 2025. 

Allerdings fällt der Blick in den Koalitionsvertrag 
ernüchternd aus: Die Regierungskoalition ver-
spricht immerhin vage, sich für die effektive Be-
wältigung von Staatsschuldenkrisen einzusetzen, 
und unterstreicht ihre Absicht, dabei alle Gläubi-
ger zu beteiligen. Für die anderen demokratischen 
Parteien war die globale Schuldenkrise im Wahl-
kampf kein Thema, und den wenigen vorhandenen 
Vorschlägen für eine Schuldenreform fehlte es an 
der notwendigen Ambition. Im Wahlkampf hatte 
die SPD noch die Umwandlung von Schulden für 
hochverschuldete Staaten gefordert. 

Die Grünen und Die Linke gehen in ihren Vorstellun-
gen deutlich weiter und setzen auf Fortschritte für 

weiterreichende Schuldenrestrukturierungen und 
Schuldenerlasse auch auf multilateraler Ebene. 
Doch nur die Linke greift den von zivilgesellschaft-
licher Seite als zentral erachteten Vorschlag auf, 
ein Staateninsolvenzerfahren einzuführen. Damit 
bleiben fast alle politischen Kräfte in Deutschland 
hinter der Notwendigkeit zurück, einen umfassen-
den globalen Schuldenkonsens zu formulieren. Po-
litisch ist dies ein deutlicher Rückschritt, hatten 
doch die Parteien der Ampel-Koalition im Jahr 2021 
versprochen, „für ein kodifiziertes internationales 
Staateninsolvenzverfahren einzutreten, das alle 
Gläubiger miteinbezieht und Schuldenerleichte-
rungen für besonders gefährdete Ländergruppen 
umsetzt“4. Eingelöst wurde das Versprechen aller-
dings letztlich nicht.

Die Bundesregierung muss wesentlich mehr tun, 
will sie nicht viele soziale Fortschritte im Globalen 
Süden, beispielsweise im Kampf gegen Armut und 
Unterernährung, aufs Spiel setzen. Zuletzt hat-
te in der innerpolitischen Debatte die Expert*in-
nenkommission Global Perspectives unter Leitung 

Die 4. Internationale Konferenz für Entwicklungsfinanzierung findet vom 30. Juni bis 3. Juli 2025 in Sevilla statt. Sie bietet eine 
historische Chance, ein klares Mandat für die Erarbeitung eines Staateninsolvenzverfahrens innerhalb der UN zu erteilen.  
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Die Kampagne "Erlassjahr 2025 – Turn Debt into Hope" am Stand von Misereor auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag 
2025 in Hannover. von links: Dr. Andreas Frick, Hauptgeschäftsführer Misereor; Hamira Kobusingye, Climate Justice Africa; 
Svenja Schulze, Bundesentwicklungsministerin a. D.; Dr. Dagmar Pruin, Präsidentin Brot für die Welt.

der ehemaligen CDU-Verteidigungsministerin An-
negret Kramp-Karrenbauer5 darauf hingewiesen, 
dass neue Initiativen zur Belebung des internatio-
nalen Rahmenwerks zur Schuldenrestrukturierung, 
darunter die stärkere Beteiligung privater Gläubi-
ger, notwendig seien, um akuten Solvenzkrisen 
langfristig vorzubeugen. 

Bereits der Schuldenreport 2023 schlug der Bun-
desregierung sechs auch kurzfristig realisierbare 
Reformschritte für einen neuen globalen Schul-
denreformkonsens vor.6 Diese behalten auch heute 
ihre Gültigkeit.7 Insbesondere die Schaffung eines 
kodifizierten internationalen Staateninsolvenz-
verfahrens sollte auch künftig Ziel der deutschen 
Politik bleiben. 

In der Praxis bedeutet das: Erstens müssen Maß-
nahmen ergriffen werden, damit hochverschuldete 
Staaten ausreichend hohe Schuldenerlasse erhal-
ten, die die Erreichung der Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDGs) ermöglichen. Zweitens soll-
te eine unabhängige und unparteiische Instanz 
zeitnah über die Notwendigkeit und die Höhe von 
Schuldenerleichterungen entscheiden. Und drit-
tens müssen alle Gläubiger auch in Deutschland 
gesetzlich verpflichtet werden, sich an notwendi-
gen Schuldenerlassen zu beteiligen.

All dies kann Deutschland nicht allein erreichen. 
Aber als wirtschaftliches und politisches Schwer-
gewicht wird die Stimme der Bundesregierung in 
den internationalen Institutionen und mächtigen 
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Beschluss der Staaten zu machen, der die schon 
2012 vom UN-Menschenrechtsrat in den Leitprin-
zipien für externe Schulden und Menschenrechte12 
formulierte Prämisse enthält, die Erfüllung der 
Menschenrechte im Zweifel über die Schuldentil-
gung zu stellen. Auch wenn die Einigung auf ein 
solches Regelwerk multilateral momentan in wei-
ter Ferne scheint, kann die Bundesregierung durch 
geschicktes politisches Handeln in Koalitionen 
der Willigen wesentliche Vorarbeiten leisten, um 
Schuldenrestrukturierungen künftig nach grund-
legenden rechtsstaatlichen Prinzipien auf UN-Ebe-
ne durchzuführen. Diese Grundsätze können auf 
dem Beschluss der UN-Generalversammlung aus 
dem Jahr 2015 zu Prinzipien fairer und geordneter 
Schuldenrestrukturierungen aufbauen, um das 
Rad nicht neu zu erfinden. 

Auf diese Weise politisch zu agieren, würde nicht 
einmal bedeuten, besonders forsch voranzugehen. 
Vielmehr wäre es Handeln im Sinne eines „aktiven 
Unterstützers einer gerechten, inklusiven multila-
teralen Ordnung“, wie sich die Bundesregierung in 
den im Januar 2025 vorgestellten afrikapolitischen 
Leitlinien bezeichnet. Denn insbesondere die Afrika- 
gruppe in den Vereinten Nationen hat die interna-
tionale Gemeinschaft eindringlich aufgefordert, 
ein multilaterales Staateninsolvenzverfahren als 
endgültige Lösung von Schuldenkrisen zu schaffen 
und von den aktuellen Ad-hoc-Verfahren wegzu-
kommen, die gescheitert sind.13 Die Bundesregie-
rung sollte die Forderungen aus dem Globalen 
Süden im Sinne der Stärkung eines inklusiven Mul-
tilateralismus proaktiv unterstützen und sich auch 
auf EU-Ebene für eine solche Position einsetzen, 
anstatt sich allein auf die Reform des G20 Common 
Framework zu versteifen. 

Konkret kann die Bundesregierung sowohl in den 
G20 als auch in den FfD4-Verhandlungen einen 
zivilgesellschaftlichen Vorschlag für eine völker-
rechtsverbindliche Schuldenrahmenkonvention 
der Vereinten Nationen unterstützen und damit 
den derzeit besonders unter Druck stehenden in-
klusiven Multilateralismus stärken. Gerade jetzt ist 
die Bundesregierung gefordert, ihrem Bekenntnis 

Gremien wie UN und G20 gehört. Die südafrika-
nische G20-Präsidentschaft, die sich auf die bei-
den Schwerpunktthemen Klimafinanzierung und 
Schuldenerlasse konzentrieren wird,8 ist eine gute 
Gelegenheit, die Grundlagen zu legen für ein Staa-
teninsolvenzverfahren ohne die Schwachstellen 
des Common Framework. Und die 4. Internationa-
le Konferenz für Entwicklungsfinanzierung (engl. 
Financing for Development Conference, FfD4), die 
vom 30. Juni bis 3. Juli in Sevilla stattfindet, bietet 
eine historische Chance, ein klares Mandat für die 
Erarbeitung eines Staateninsolvenzverfahrens in-
nerhalb der UN zu erteilen. In diesem Zuge könnten 
in weiteren zentralen Handlungsfeldern bestehen-
de systemische Regulierungslücken geschlossen 
werden. So wird im Entwurf des FfD4-Abschlussdo-
kuments die ebenso alte wie dringende Forderung 
des Globalen Südens nach einer entwicklungsori-
entierten Schuldenarchitektur erhoben, die auch 
all jene Herausforderungen angeht, die der G20 
Common Framework bislang nicht gemeistert hat. 
Getragen werden könnte dieses Vorhaben von ei-
ner breiten zivilgesellschaftlichen und christlichen 
Kampagne für ein Erlassjahr 2025.

Voraussetzung dafür ist, dass die neue Bundesre-
gierung sich für eine ähnliche Initiative wie die der 
Ampel-Koalition einsetzt (s. o.) und ihre FfD4-Ver-
handlungsposition9 entsprechend nachschärft. 
Tatsächlich enthält der erste Entwurf des FfD4-Ab-
schlussdokuments (der so genannte Zero Draft)10 
als Option einen zwischenstaatlichen Prozess zur 
Erarbeitung eines solchen multilateralen Staats-
schulden-Mechanismus. Konkret empfiehlt der 
Entwurf der FfD4-Abschlusserklärung die Schaf-
fung eines zwischenstaatlichen Prozesses im Rah-
men der Vereinten Nationen mit dem Ziel, Lücken 
in der Schuldenstruktur zu schließen und Optionen 
für die Tragfähigkeit von Schulden zu prüfen, ein-
schließlich eines multilateralen Mechanismus zur 
Umschuldung von Staatsschulden.11

Allerdings wurde ein solcher Vorschlag bereits 
2002 bei der ersten FfD-Konferenz im mexikani-
schen Monterrey in ähnlicher Weise formuliert. 23 
Jahre später ist es Zeit, daraus einen verbindlichen 



zu einem vernetzten und inklusiven Multilateralis-
mus mehr Leben zu verleihen. Hier braucht es den 
gemeinsamen politischen Mut der Mehrheit der 
UN-Mitglieder, diesen Weg fortzusetzen und einen 
entsprechenden völkerrechtlich verbindlichen Be-
schluss in Sevilla zu fassen.

Fazit
Schuldenpolitische Reformen scheiterten immer 
wieder, weil sie nur bruchstückhaft waren und sich 
nicht an den sozioökonomischen Realitäten vieler 
Länder orientierten. Das Jahr 2025 bietet die Chan-
ce, entscheidende politische Weichenstellungen 
und Fortschritte im Globalen Schuldenmanage-
ment anzustoßen und damit die Lebensbedingun-
gen von vielen Menschen in hochverschuldeten 
Ländern zu verbessern. Die neue Bundesregierung 
ist gefordert, gemeinsam mit anderen progressiv 
auftretenden Staaten, darunter in der Afrika-Grup-
pe oder der Gruppe der ärmsten Länder (engl. Least 
Developed Countries, LDCs), einen politischen Ak-
tionsplan für einen globalen Schuldenkonsens auf 
multilateraler Ebene auf den Weg zu bringen. Es 
gibt keine Zeit zu verlieren. Das zeigt nicht zuletzt 
die Situation in Ländern wie Kenia oder Sri Lanka 
(siehe "Neue Lösungen – alte Muster?", ab S. 32).

Diesen politischen Aushandlungsprozess mit ei-
nem breiten und solidarischen Engagement der Öf-
fentlichkeit und mit der moralischen Autorität der 
christlichen Kirchen im Heiligen Jahr 2025 zu unter-
stützen, darauf zielt die globale Kampagne „Erlass-
jahr 2025 – Turn Debt into Hope“. Mit ihr wird in-
ternational wie auch in Deutschland für eine Lö-
sung der globalen Schuldenkrise geworben, um die 
„Chance des Jahrzehnts“ zu ergreifen. Im Zentrum 
der Kampagne steht eine Petition, mit der Men-
schen weltweit einen Ausweg aus dem Teufelskreis 
der Schuldenkrise und eine menschenwürdige Zu-
kunft für die Menschen im Globalen Süden fordern. 
Es geht nun darum, an die politisch Verantwortli-
chen in Deutschland zu appellieren, mit Mut und 
Mitgefühl zu handeln.
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